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Von Robert Jurka

Die Europäische Union genehmigte vor wenigen Wochen 
endlich die ersten zwei Förderprogramme, Unternehmen 
und Innovation für Wettbewerbsfähigkeit und Umwelt, 
für den Zeitraum 2014 bis 2020 für die Tschechische Re-
publik mit einem Gesamtvolumen von 24 Milliarden Euro.

Im Falle von Unternehmen und Innovation für Wett-
bewerbsfähigkeit ist die Verwaltungsbehörde des Minis-
teriums für Industrie und Handel, das für die Antragsteller 
eine vorläufige Information über die Parameter der ersten 
Aufrufe und über die Anforderungen an die Projekte veröf-
fentlichte, die im Rahmen der Anträge auf die Förderung 
in den gewählten Bereichen gestellt wurden. Namentlich 
handelt es sich um folgende Unterprogramme: 
•	 Innovation - Innovationsprojekt
•	 Potential
•	 Anwendung
•	 Zusammenarbeit (clusters)
•	 Partnerschaft des Kenntnistransfers
•	 Immobilien
•	 Schulungszentren
•	 Marketing
•	 Technologie
•	 Energieeinsparungen und
•	 ICT und shared services

Der Zweck der vorläufigen Information ist es, die potentiel-
len Antragsteller mit dem Entwurf des geplanten Aufrufs, 

mit anerkennungsfähigen Aufwendungen oder dem Vorge-
hen bei der Auswertung und Auswahl der Projektanträge 
vertraut zu machen. Nachfolgend wird der Aufruf offiziell 
über das Informationssystem MS2014+ bekannt gegeben, 
damit die vorläufigen Anträge (früher Registrierungsan-
träge) möglichst schnell nach der Bekanntmachung an-
genommen werden können. Die Annahme der vorläufi-
gen Anträge ist für Juni 2015 geplant, die Annahme der 
endgültigen Anträge dann ab September 2015 (genaue 
Termine werden rechtzeitig vom Ministerium für Industrie 
und Handel bekannt gegeben). 

Das zweite Rahmenprogramm, das die Europäische 
Union genehmigte, betrifft die Umwelt. Den Antragstel-
lern stehen in diesem Rahmenprogramm fast 2,637 Mil-
liarden Euro (72 Milliarden Kronen) zur Verfügung, wobei 
die Fördermittel folgenden Unterprogrammen zugewiesen 
werden können: 
•	� Wasserqualitätsverbesserung �

und Hochwasserrisikosenkung
•	 Luftqualitätsverbesserung in Ortschaften
•	� Abfälle und Materialflüsse, Umweltbelastungen �

und -risiken
•	 Natur- und Landschaftspflege und -schutz
•	 Energieeinsparungen

Die Verwaltungsbehörde dieses Programms ist das Um-
weltministerium, das Ende April 2015 die sogenannte Avis 
der Aufrufe für den neuen Umweltprogrammzeitraum in 
der Gesamthöhe von fast acht Milliarden Kronen ausrief, 
sodass die Anträge bereits ab 14. August 2015 angenom-
men werden können. 

Neben den bereits genehmigten Rahmenprogrammen, 
Unternehmen und Innovation für Wettbewerbsfähigkeit 
sowie Umwelt, wartet die Tschechische Republik noch 
auf die Zustimmung der Europäischen Union für folgende 
Rahmenprogramme für den Zeitraum 2014 bis 2020:
•	 Beschäftigung
•	 Forschung, Entwicklung, Aus- und Weiterbildung
•	 Verkehrswesen
•	 Integriertes Regionalprogramm
•	 Fischzucht

•	 Technische Unterstützung
•	 Prag – der Wachstumspol Tschechiens

Neben diesen Programmen werden noch weitere För-
derungen vorbereitet oder bereits durchgeführt, wie das 
Programm zur grenzübergreifenden Zusammenarbeit 
Tschechien – Freistaat Bayern 2014–2020, das Koopera-
tionsprogramm zur Förderung der grenzübergreifenden Zu-
sammenarbeit 2014-2020 zwischen dem Freistaat Sachsen 
und der Tschechischen Republik, Kooperationsprogramme 
INTERREG V-A Republik Österreich – Tschechische Re-
publik, INTERREG V-A Tschechische Republik – Polen, 

INTERREG V-A Slowakische Republik – Tschechische 
Republik u.a.

Zugleich möchte ich Ihnen die Kontaktvermittlung anbie-
ten – wir haben gute Beziehungen sowohl zu Banken (die 
die Anträge auf Fördermittel vorbereiten), als auch zu Cze-
chInvest (einer der Beurteiler der Förderanträge), sodass 
wir Ihnen, falls Sie Interesse für Fördermittel haben, mit 
Kontakten zu den entsprechenden Experten helfen können.
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Von Ing. Mgr. Petra Kutková, LL.M.

Mit dem Inkrafttreten des neuen tschechischen Bürgerli-
chen Gesetzbuchs (BGB) im vergangenen Jahr wurde in 
das tschechische Recht der sogenannte Grundsatz der 
materiellen Publizität eingeführt, dem die Eintragungen im 
Grundbuch neuerdings unterliegen sollten. Was ist unter 
materieller Publizität zu verstehen und welche praktischen 
Auswirkungen hat diese im Bereich des Immobilienrechts? 
Sehr grob gesagt bedeutet dieser Grundsatz: Was eingetra-
gen ist, entspricht dem tatsächlichen Rechtszustand. Kann 
man daher zukünftig allen Eintragungen im Grundbuch 
blind vertrauen? Und ab wann gilt dieser neue Grundsatz 
ohne Einschränkungen? 

Prinzip der materiellen Publizität
Der Grundsatz der materiellen Publizität, der in der Tsche-
choslowakei bis zum Jahr 1951 galt und der bis heute ein 
bedeutendes Prinzip des deutschen und des österreichi-
schen Rechtssystems ist, sollte vor allem dem Schutz des 
guten Glaubens der Erwerber von Immobilien dienen. Er 
setzt voraus, dass gutgläubige Erwerber von im Grund-

buch eingetragenen Immobilien auf die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der eingetragenen Rechtsverhältnisse ver-
trauen können. Dies bedeutet, dass Kaufinteressenten 
in der Praxis nicht mehr überprüfen müssen, ob der im 
Grundbuch eingetragene Eigentümer eines Grundstücks 
oder Gebäudes der tatsächliche Eigentümer ist, und sich 
lediglich auf die Eintragung im Grundbuch verlassen kön-
nen. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollte das neue 
tschechische BGB an diese Rechtstradition anknüpfen 
und auch im Immobilienbereich wieder ein Stück Rechts-
sicherheit schaffen. 

Nur entgeltliche Übertragungen 
In der praktischen Anwendung des neuen BGB ist es je-
doch leider nicht ganz so einfach. Zu beachten sind vor 
allem der gesetzliche Umfang der materiellen Publizität 
und der Zeitfaktor. Erstens beschränkt sich das oben be-
schriebene Postulat der Richtigkeit der Eintragungen im 
Grundbuch nach dem BGB lediglich auf den entgeltlichen 
Erwerb von Immobilien. Wird die Immobilie hingegen durch 
Schenkung oder sonstwie unentgeltlich erworben, kann 
man sich auf das Prinzip der materiellen Publizität nicht 
berufen. Bei unentgeltlichen Immobilienerwerben droht 
deshalb immer noch, dass die Übertragungen später von 
dem tatsächlichen Eigentümer angefochten werden kön-
nen, selbst wenn z.B. der Beschenkte guten Glaubens auf 
die Grundbucheintragung vertraute.

Wichtig ist der Stichtag 1. Januar 2015
Eine bedeutende Rolle spielen auch die Übergangsvor-
schriften des BGB, aus denen sich ergibt, dass dieses 
Prinzip erst ab dem 1. Januar 2015 zur Anwendung kommen 
soll. Das Ziel des Gesetzgebers war es, den Eigentümern 
dadurch noch ein Jahr Frist nach dem Inkrafttreten des 

neuen Zivilrechts zu gewähren, um die Richtigkeit der ak-
tuellen Eintragungen zu kontrollieren und diese eventuell 
zu ändern oder anzufechten. Nach der Fachliteratur greift 
außerdem die materielle Publizität in der Praxis noch lang-
samer - sie ist nicht automatisch zum 1. Januar 2015 auf 
alle im Grundbuch eingetragene Immobilien anzuwenden, 
sondern nur auf Immobilien, die nach dem 1. Januar 2015 
bereits einmal übertragen wurden. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass man eine Immobilie kauft, die im Zeitraum ab dem 1. 
Januar 2015 bis heute bereits einmal veräußert wurde, ist 
derzeit immer noch sehr gering. Deshalb gilt weiterhin für 
jeden Immobilienkäufer die dringende Empfehlung, die Ei-
gentumsverhältnisse des Kaufobjekts sorgfältig zu prüfen.

Due Diligence vor dem Immobilienkauf – 
ein wichtiger Schritt
Und worauf sollte man sich im Rahmen der rechtlichen 
Prüfung, der sog. Due Diligence, konzentrieren? In erster 
Linie müssen alle Rechtstitel der Eigentumsübertragungen 
der letzten zehn Jahre überprüft werden. Warum gerade 
zehn Jahre? Es handelt sich dabei um die gesetzliche Er-
sitzungsfrist, die bei Immobilien greift. Befand sich während 
dieses Zeitraums eine Immobilie im Besitz eines Nicht-
berechtigten, der im guten Glauben sein vermeintliches 
Eigentumsrecht an der Immobilie ausübte, als ob er der 
tatsächliche Eigentümer wäre, darf der wahre Eigentümer 
nach Ablauf dieser Frist keinen Anspruch auf Herausgabe 
der Immobilie gegenüber diesem Nichtberechtigten mehr 
geltend machen. Im Rahmen der Due Diligence sollte 
man sich jedoch nicht nur auf die einzelnen Eigentums-
übertragungen beschränken. Zu beachten sind auch die 
sog. Rechte Dritter, wie z.B. Pfandrechte oder Reallasten, 
die ein hohes Risiko für den Käufer darstellen können. 
Empfehlenswert ist es natürlich, Immobilien immer frei 

von jedweden Rechten Dritter zu kaufen. Kann jedoch der 
Kauf einer belasteten Immobilie nicht vermieden werden, 
lohnt es sich auf jeden Fall, zu überprüfen, ob die Verhält-
nisse mit den Berechtigten ausreichend vertraglich geregelt 
wurden, damit der neue Erwerber nicht unangemessen 
beeinträchtigt wird. 

Vorgehen beim konkreten Immobilienkauf
Wie sollte ein Käufer also im konkreten Fall vorgehen und 
was muss er beachten? Jedem Kaufinteressenten ist zu 
empfehlen, vor der Unterzeichnung eines verbindlichen 
Vertrages (d.h. Reservierungsvertrag, Vertrag über den 
künftigen Kauf oder Kaufvertrag) den Eintragungen im 
Grundbuch erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen. Sollte 
der Verkäufer nach dem 1. Januar 2015 ins Grundbuch 
eingetragen worden sein, hat der Käufer ziemlich festen 
Boden unter den Füßen. In allen anderen Fällen lohnt es 
sich aber, einen fachlich versierten Berater hinzuzuziehen, 
um eine ordnungsgemäße Due Diligence der rechtlichen 
Verhältnisse durchführen zu lassen, da in diesen Fällen der 
gute Glaube des Käufers allein nicht ausreicht. 
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Wechsel und neue Leute

Deloitte Global wählte Punit Ren-
jen zum neuen Chief Executive Of-
ficer. Er startet am 1. Juni in seine 
neue Position – beim globalen De-
loitte Netzwerk wird alle vier Jahre 
der CEO gewählt. Deloitte erbringt 
Dienstleistungen aus den Bereichen 
Wirtschaftsprüfung, Steuerbera-

tung, Consulting und Corporate Finance für Unternehmen 
und Institutionen aus allen Wirtschaftszweigen. Renjen 
folgt auf Barry Salzberg, der nach Erreichen der Alters-
grenze ausscheidet und künftig an der US-Elitenuniversität 
Columbia lehren wird. Renjen ist seit 28 Jahren für Deloitte 
tätig und kann seine Erfahrungen als bisheriger Chairman 
of the Board von Deloitte USA einbringen. Zuvor hat er 
Deloitte Consulting geleitet und diese zu einer der weltweit 
größten Unternehmensberatungseinheiten aufgebaut. Er 
ist in Indien aufgewachsen, hat an der Willamette Univer-
sity studiert. 

Uwe Schwalm ist neuer leitender 
Partner der Abteilung Beratungs- 
und Steuerberatungsdienstleistun-
gen für deutsche Klienten bei PwC 
Česká republika. Gleichzeitig wird er 
deutsche Top-Klienten in Mittelost-
europa beraten. Schwalm verfügt 
über Erfahrungen mit Steuerbera-

tungsdienstleistungen laut internationalen Buchhaltungs-
standarden (IFRS), des deutschen Handelsregisters (HGB) 
und der amerikanischen Buchhaltungsstandarden (US 
GAAP). Er hat Firmen aus den Bereichen Automobilindustrie, 
Immobilien, Energetik und Telekommunikationen betreut. 
Der dreiundfünfzigjährige Schwalm wurde 2001 Partner bei 
PwC. Er absolvierte Ökonomie an der Universität in Bonn 
und ist Steuerberater und zertifizierter Buchhalter (CPA).

Sofya Khazarova und Jekaterina Šmídová sind neue 
Steuerberaterinnen bei Vilímková Dudák & Partners. 

Beide sind Mitglied der Steuer- 
und Buc hha l tungsab te i l ung , 
die seit dem Oktover 2014 Věra 
Paštiková leitet. Khazarova ver-
fügt über reiche Erfahrungen im 
Bereich Steuer, Buchhaltung und 
Transaktionsberatung. Sie arbei-
tete bei Ernst & Young und Mazars 
als Steuerberaterin und als Trans-
aktionsexpertin. Sie absolvierte die 
Fakultät Finanzen und Buchhaltung 
an der Prager Wirtschaftsuniversi-
tät. Šmídová, ebenfalls Absolventin 
der Wirtschaftsuniversität in Prag, 
spezialisiert sich auf Transaktions-
beratung aus der Sicht der Steuer- 

und Buchhaltungsauswirkung. Bisher war sie bei Ernst & 
Young tätig. Beide Damen sprechen Tschechisch, Rus-
sisch und Englisch.

Neue Partnerin der Anwaltskanz-
lei Dvořák Hager & Partners wurde 
Annamária Tóthová, die bisher als 
leitende Anwältin tätig war und mit 
der Kanzlei Dvořák Hager & Part-
ners seit 2006 zusammenarbeitet. 
Tóthová widmet sich in ihrer Pra-
xis insbesondere dem Bereich des 

Umweltrechts, Regulierung von Infrastrukturprojekten, 
Behandlung von Abfall und Verpackungen und weiter dem 
Bau- und Immobilienrecht, Energierecht und sonstigen 
regulierten Tätigkeiten. Sie hat an der Rechtsfakultät der 
Universität Wien und an der Handelsfakultät der Wirt-
schaftsuniversität Wien und Bratislava studiert. Neben 
Slowakisch spricht sie fließend Deutsch und Englisch. Die 
Anwaltskanzlei Dvořák Hager & Partners ist in Prag und 
Bratislava tätig und beschäftigt etwa 35 Juristen - Experten 
im Bereich Handels- und Gesellschaftsrecht, Umweltrecht 
und Energie, Arbeitsrecht.


